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Einleitung 

Im Sondervotum zum Mühlheim-Kärlich-Beschluß' haben die Richter Si-
mon und Heußner die Auffassung vertreten, daß es sich wahrscheinlich 
"nur über das Verfahrensrecht verbindern" lasse, daß "der Bereich zwischen 
Recht und Technik zum juristischen Niemandsland" werde. Zudem ermögli-
che eine faire Anwendung des Verfahrens es den Gerichten, "den Schwer-
punkt ihrer Nachprüfung von der schwierigen Beurteilung technischer und 
wissenschaftlicher Streitfragen mehr auf eine Verhaltens- und Verfah-
renskontrolle der eigentlichen Entscheidungsträger zu verlagern und damit 
auf eine Aufgabe, für die die Gerichte besser gerüstet sind und deren 
sorgfältige Erfüllung zugleich dem Bürger angemessenen Rechtsschutz 
gewährt. " Diese Gedanken waren möglicherweise beeinflußt vom Vorbild 
amerikanischer Verwaltungskontrollen. Amerikanische Gerichte überprüfen 
Maßnahmen der Verwaltung inhaltlich nur eingeschränkt. Das Verwal-
tungsverfahren ist in den USA jedoch sehr viel stärker formalisiert. 

Ziel dieser Arbeit soll sein, die unterschiedlichen Strukturen des deut-
schen und amerikanischen Atomrechts herauszuarbeiten und darzustellen, 
auf welche Weise die beiden Rechtssysteme den Schutz vor den Gefahren 
der Kernenergie gewährleisten. Zugleich soll untersucht werden, ob ame-
rikanische Lösungen auf das deutsche Recht zu übertragen sind. Teil A 
dient der Bestandsaufnahme des deutschen materiellen Atomrechts und des 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahrens. Dabei soll insbesondere die Ent-
wicklung der Rechtsprechung nachgezeichnet werden, da sie vor allem für 
die Praxis maßgeblich ist. Auf eine Auseinandersetzung mit der sehr um-
fangreichen Literatur wird dagegen, soweit vertretbar, verzichtet. Teil B 
befaßt sich mit der Genehmigung kerntechnischer Anlagen in den USA. 
Dabei werden die Behörden- und Gerichtsorganisation sowie die materiel-
len Vorgaben des Atomic Energy Act nur kurz umrissen. Die konkreten 
Anforderungen für die sicherheitstechnische Auslegung, die Qualitätssiche-
rung, den Strahlenschutz, die Sicherung gegen Sabotage und die Katastro-
phenschutzpläne sind in untergesetzlichen Vorschriften festgelegt, von 
denen die wichtigsten in groben Zügen vorgestellt werden. Die Öffentlich-
keitsbeteiligung im Genehmigungsverfahren ist als kontradiktorische münd-
liche Verhandlung ausgestaltet. Auch beim Erlaß untergesetzlicher Vor-
schriften ist eine Beteiligung der Öfffentlichkeit vorgeschrieben. Beide Ver-
fahrensarten werden ausführlich erläutert. Bestandteil eines jeden Geneh-

'BVerfGE 53,30,76,82. 
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migungsverfahrens ist eine Darstellung der Umweltauswirkungen, deren 
Grundzüge und Verfahren ebenfalls dargestellt werden. Die Öffentlich-
keitsbeteiligung in den Genehmigungs- und Rechtssetzungsverfahren wird 
ergänzt durch die weitreichenden Informations- und Akteneinsichtsrechte 
der "Open Government Legislation" , d. h. des Freedom of Information Act 
und des Government in the Sunshine Act. Nach welchen Maßstäben die 
amerikanischen Gerichte Verwaltungsmaßnahmen überprüfen und wie die-
se Grundsätze im Atomrecht angewendet werden, wird am Ende des Teils 
B geschildert. In Teil C werden die wesentlichen Unterschiede der beiden 
Rechtssysteme im Überblick herausgestellt und rechtspolitische Folgerun-
gen gezogen. Außerdem wird untersucht, ob die neuere Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts zur gerichtlichen Kontrolldichte und zur 
Verbindlichkeit normkonkretisierender Verwaltungsvorschriften dogmatisch 
haltbar ist. Rechtsprechung und Literatur sind bis Ende 1991 berücksich-
tigt. 2 

2Daß ich diese Arbeit schreiben konnte, verdanke ich meinen akademischen Lehrern an 
den Universitäten Göningen und Regensburg. Von ihnen hat Hennann Soell das Thema ge-
steilt und die Ausführung mit Rat und Kritik begleitet, Rainer Amold das Zweitgutachten 
übernommen. Einen siebenmOl18tigen Aufenthalt in den USA hat der DAAD finanziell ge-
fördert. Den Zugang zu den Beständen der Washington College of Law Library, Arnerican 
University, eröffnete mir mit amerikanischer Liberalität Patrick Kehoe; besonders zu Beginn 
haben mir sehr geholfen Harold Green von der George Washington University sowie Gary 
McCann und Fred Anderson. Michael Kloepfer hat veranlaßt, daß die Arbeit in die Reihe 
"Schriften zum Umweltrecht" aufgenommen wurde. Ihnen allen danke ich herzlich. 



A. Die Genehmigung kerntechnischer Anlagen 
in der Bundesrepublik Deutschland 

1. Gesetzeszwecke und Regelungsbereich des AtG 

1. Die Zielsetzungen des AtG 

a) Der Förderzweck 

Nach § 1 Nr. 1 AtG ist Zweck des Gesetzes, die "Erforschung, Entwick-
lung und die Nutzung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken zu fördern. " 
Mit dieser Vorschrift hat der Gesetzgeber die Grundentscheidung getrof-
fen, daß die Kernenergienutzung zulässig ist. I Nach Ansicht des BVerfG 
wird diese Entscheidung durch die Kompetenzvorschrift des Art 74 Nr. Ha 
GG verfassungsrechtlich abgesichert. Denn auch aus Kompetenzvorschrif-
ten der Verfassung folge, daß der darin genannte Gegenstand von der Ver-
fassung selbst grundsätzlich gebilligt werde; deshalb könne seine Verfas-
sungsmäßigkeit nicht auf grund anderer Vorschriften der Verfassung grund-
sätzlich in Frage gestellt werden. 2 

Ausdruck des Förderzwecks ist es, wenn §§ 3 - 7,9 AtG ein präventives 
Verbot mit Erlaubnisvorbehalt aufstellen und dadurch die friedliche Nut-
zung der Atomkraft für die Wirtschaft konstitutiv eröffnen. 3 Außerdem 
greift der Förderzweck insbesondere dann ein, wenn die materiellen und 
personellen Ressourcen der Wirtschaft nicht ausreichen, z. B. in der 
Grundlagenforschung oder im Bereich der Haftung für nukleare Schäden: 
Höchstgrenze der Deckungsvorsorge (§ 13 III 2 AtG); FreisteIlungsver-
pflichtung (§ 34 AtG); begrenzter Rückgriff (§ 37 AtG).4 

b) Der Schutzzweck 

§ 1 Nr. 2 AtG erhebt den Schutz von Leben und Gesundheit des Men-
schen sowie von Sachgütern vor den Gefahren der Kernenergie und der 

Ivgl. BVerfGE 49,89,129. 

lygl. BVerfGE 53,30,56; in diesem Sinne auch Lawrence (1989), 129. 

3ebenso Luckow (1988), 81 m. w. N. 

4vgl. Haedrich (1986), Nr. 3 zu § 1. 
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